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Allgemeinverfügung 
über das Verbot des Mitführens, Benutzens und des Verkaufs von Glas- 

und anderen Getränkebehältnissen an Weiberfastnacht  
  

 
 
Hiermit wird gemäß § 35 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein- Westfalen 
(VwVfG NRW) in Verbindung mit § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz) Nordrhein-Westfalen (OBG 
NRW) in den jeweils gültigen Fassungen folgende Allgemeinverfügung erlassen: 
 
1. Jeweils für Weiberfastnacht ist im unter Nummer 2 näher festgelegten Bereich 

der Gemeinde Odenthal, Ortsteil Voiswinkel in der Zeit zwischen 12.00 Uhr und 
18.30 Uhr das Mitführen, die Benutzung und der Verkauf von Glasbehältnissen, 
das heißt alle Behältnisse, die aus Glas hergestellt sind (wie zum Beispiel Fla-
schen und Gläser), außerhalb von geschlossenen Räumen untersagt. Dasselbe 
gilt für Getränkebehältnisse aus anderen Materialien, wenn diese ein Volumen 
von 0,50 Litern übersteigen. Ausgenommen von diesem Verbot ist das Mitführen 
entsprechender Getränkebehältnisse durch Personen, welche diese offensicht-
lich und ausschließlich zur unmittelbaren Mitnahme zur häuslichen Verwendung 
bei sich führen oder als Zulieferer für die innerhalb des definierten Bereichs an-
sässigen Gewerbebetriebe oder Privathaushalte tätig sind. 

 
2. Der räumliche Geltungsbereich erstreckt sich auf die Odenthaler Strasse von der 

Hausnummer 68 a (vor der Einmündung zur Küchenberger Strasse) und der 
Hausnummer 19 (hinter der Einmündung zu Am Sonnenberg). Auf der St.- En-
gelbert- Str. vom Kreuzungsbereich Odenthaler Str. bis zur Kreuzung Mutzbroi-
cher Str.. Das Verbot erstreckt sich auf die alle dem öffentlichen Verkehr die-
nenden Flächen (Verkehrsflächen) unabhängig von den Eigentumsverhältnis-
sen. Zu den Verkehrsflächen gehören insbesondere: Straßen, Fahrbahnen ein-
schließlich der Geh- und Radwege; Plätze, einschließlich Stellflächen und Park-
plätze für Fahrzeuge; Seiten- und Sicherheitsstreifen; Treppen und Rampen, 
einschließlich Treppen vor der Straßenfront der Häuser, soweit sie nicht einge-
friedet sind; Ein- und Aufbauten der Verkehrsflächen, insbesondere Lichtzei-
chenanlagen, Ruhebänke, Bushaltestellen, Toiletteneinrichtungen, Abfall- und 
Wertstoffsammelbehälter.  

 
 
3. Bei Zuwiderhandlung gegen die Ziffern 1 und 2 dieser Verfügung drohe ich für 

jeden Fall des Mitführens, Benutzens oder Verkauf eines Glasbehältnisses ein 
Zwangsgeld in Höhe von 35 Euro je Glasbehältnis an. Dasselbe gilt für Geträn-
kebehältnisse aus anderen Materialien, wenn diese ein Volumen von 0,50 Liter 
übersteigen. Für den Fall, dass das/die Glasbehältnis(se) daraufhin nicht aus der 
Verbotszone entfernt wird/werden, drohe ich das Zwangsmittel des unmittelba-
ren Zwanges in Form der Wegnahme des mitgeführten Glasbehältnisses bzw. 
der mitgeführten Glasbehältnisse an.  

4. Die sofortige Vollziehbarkeit dieser Verfügung wird gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, mit der Folge, dass eine eventu-
ell eingelegte Klage keine aufschiebende Wirkung hat. 
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5. Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG NRW mit dem auf 

die Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben. 
 
 
 
Begründung: 
 
Am Weiberfastnachtstag wird im Ortsteil Voiswinkel als Höhepunkt des Straßenkar-
neval der traditionelle Karnevalszug stattfinden. Dieser wird, durch seine Bekanntheit 
und Beliebtheit von sehr vielen, insbesondere jugendlichen Personen aus Odenthal 
und den umliegenden Städten und Gemeinden besucht. Zum Feiern gehört dabei 
auch regelmäßig der Konsum von alkoholfreien Getränken und alkoholischen Ge-
tränken. Die Beobachtungen von Polizei und Ordnungsbehörde der Gemeinde 
Odenthal haben in den letzten Jahren gezeigt, dass die Feiernden nicht nur an den 
vorhandenen Verkaufsständen ihre Getränke kaufen. Viele bringen sich die Getränke 
in Glasflaschen mit bzw. kaufen sich in den umliegenden Einzelhandelsgeschäften 
Getränke und konsumieren diese dann vor Ort. Die leeren Flaschen werden dann 
meist nicht ordnungsgemäß entsorgt, sondern einfach auf den Boden gestellt, in den 
Rinnstein geworfen, fallengelassen oder bewusst zerschlagen. Aufgrund der Vielzahl 
der Feiernden und der entsorgten Flaschen werden die Glasbehältnisse zu Stolper-
fallen. Die Flaschen werden bewusst und auch versehentlich weggetreten und zer-
splittert. Überdies wurde vermehrt versucht mit den Glasbehältnissen die Reifen der 
vorbeirollenden Karnevalswagen zu zerstören. Die Reste der Glasflaschen und 
Scherben wuchsen in den vergangenen Jahren kontinuierlich rasant an. Sie werden 
zu Stolperfallen, verursachen Verletzungen, werden bei körperlichen Auseinander-
setzungen als gefährliche Waffen eingesetzt und können schließlich bei Dienst- und 
Einsatzfahrzeugen der Polizei, Feuerwehr, Rettungs- und Hilfsdiensten, des Ord-
nungsdienstes sowie der Abfallentsorgung zu Reifenschäden führen. Insbesondere 
drohende Reifenschäden an Fahrzeugen für den Rettungsdienst stellen ein erhebli-
ches Gefahrenpotenzial dar, da ggfls. akute, lebensrettende Einsätze nur mit erhebli-
cher Zeitverzögerung durchgeführt werden können. 
Zudem steigert sich durch den vermehrten Alkoholgenuss bei diesen Veranstaltun-
gen erfahrungsgemäß die Gewaltbereitschaft der Besucherinnen und Besucher, mit 
der Folge möglicher, erheblicher Verletzungen bei den Betroffenen. Nach den Er-
kenntnissen der Polizei und der Ordnungsbehörde ist die Hemmschwelle eine Fla-
sche bzw. ein Glas als Wurfgeschoss gegen die Zugteilnehmer oder als Schlagwaffe 
zu verwenden, in der letzten Zeit deutlich gesunken.  
Bis einschließlich 2010 ging dies einher mit einem großen Müllproblem, insbesonde-
re bei Getränkeflaschen, -dosen und Gläsern. Der Bereich um die Kreuzung Odent-
haler Str. und St.- Engelbert- Str. war regelmäßig, schon nach kurzer Zeit von einem 
Scherbenmeer übersät. 
Auch eine zügige Reinigung durch die beauftragten Abfallentsorger ist bedingt durch 
die Menge der entsorgten Glasbehältnisse nicht möglich. 
Die Kräfte der Polizei, des Ordnungsamtes sowie der Hilfsorganisationen wurden in 
den letzten Jahren erheblich verstärkt. Sie reichen jedoch nicht aus, um die Gefahr, 
die von den Glasbehältnissen und den damit verbundenen Scherben ausgeht, zu 
bannen oder zumindest auf ein hinzunehmendes Maß zu reduzieren. 
Der bundesweit zu beobachtende Trend der Aufweichung von moralischen und ethi-
schen Werten und dem damit einhergehenden Niveauverlust bis hin zur spontanen 
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Bedürfnisbefriedigung und Rücksichtlosigkeit zeigt sich mit all seinen negativen Be-
gleiterscheinungen auch im Voiswinkeler Straßenkarneval. 
 
 
Im einzelnen: 
 
 
Zu Ziffer 1: 
Nach § 14 Abs. 1 OBG NRW können die Ordnungsbehörden die notwendigen Maß-
nahmen treffen, um eine im einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. Das Glasverbot ist ein geeignetes Mittel zur 
entsprechenden Gefahrenabwehr. Es steht auch kein milderes Mittel zur Verfügung, 
mit dem der gleiche Erfolg erreicht werden könnte. 
Hierdurch kann zwar nicht gänzlich ausgeschlossen werden, dass unbefugterweise 
Glasbehältnisse in das Verbotsgebiet zum dortigen Verbrauch gelangen. Es ist je-
doch zu erwarten, dass der Gebrauch von Glas eine hinreichende Beschränkung 
erfährt, die ausreicht, den abzuwehrenden Gefahren wirksam zu begegnen. Der 
Nachteil für die Besucher und der angestrebte Erfolg stehen in einem vertretbaren 
Verhältnis zueinander. Der Schutz der Rechtsgüter der Feiernden, der Ordnungskräf-
te sowie der Anwohner und Zugteilnehmer, speziell deren Gesundheit, ist ungleich 
wichtiger als der Nachteil, in einem abgegrenzten räumlichen Bereich keine bestimm-
ten Getränkebehältnisse mit sich führen zu dürfen. 
Unter Beachtung des Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (§ 15 OBG NRW) sind die 
Ausnahmen für die Verwendung im häuslichen Bereich oder einer notwendigen Zu-
lieferung aufgenommen. Damit soll eine ausreichende Versorgung der Privathaushal-
te und der Gewerbetreibenden sichergestellt sein. Ebenso wird so eine Benachteili-
gung der im Bereich liegenden Gewerbetreibenden ausgeschlossen.  
Der zeitliche Geltungsbereich entspricht gezielt den in den letzten Jahren eruierten 
Gefahrenzeiten, die durch Glas und Glasscherben entstehen. 
 
 
Zu Ziffer 2: 
Um eine wirkungsvolle Reduzierung von Glasbruchschäden und Schnittverletzungen 
zu gewährleisten, erstreckt sich der räumliche Geltungsbereich für die angeordnete 
Maßnahme auf Bereiche, die sich in den vergangenen Jahren als durch Glasscher-
ben besonders gefährlich herauskristallisiert haben. 
Die Grenzen des Geltungsbereichs werden unter Berücksichtigung der Erfahrungen 
der Polizei und der Ordnungsbehörde für erforderlich gehalten. 
Der räumliche Geltungsbereich entspricht den in der Vergangenheit als konfliktträch-
tig aufgefallenen Bereichen. 
 
 
Zu Ziffer 3:  
Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der Grundlage der §§ 55.60.62 und 63 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen- VwVG 
NRW. 
Als mildestes Mittel wird bei Verstößen gegen das unter Ziffer 1 verfügte Mitführungs- 
und Benutzungsverbot auf der Grundlage des § 60 VwVG NRW zunächst das 
Zwangsmittel des Zwangsgeldes angedroht. Die Höhe des angedrohten Zwangsgel-
des ist geeignet, den Willen der Pflichtigen zu beugen. Sie ist auch verhältnismäßig 
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(§ 58 VwVG NRW), weil die Höhe des angedrohten Zwangsgeldes in einem ange-
messenen Verhältnis zu seinem Zweck steht. 
Wenn daraufhin das Glasbehältnis nicht aus der Verbotszone entfernt wird, wird ge-
mäß § 62 VwVG NRW das Zwangsmittel des unmittelbaren Zwangs angedroht (in 
der Reihenfolge der Zwangsmittel als zweites, § 63 Abs. 2 S. 2 VwVG NRW). 
Gem. § 58 Absatz 3 VwVG NRW darf  der unmittelbare Zwang nur angewendet wer-
den, wenn andere Zwangsmittel nicht zum Ziel führen oder untunlich sind. Dies ist 
vorliegend der Fall, wenn das Zwangsgeld nicht zum entsprechenden Erfolg führt. 
Zweck des Mitführungs-, Benutzungs- und Verkaufsverbotes ist es, die am meisten 
frequentierten Bereiche von Glasgefäßen frei zu halten, um die oben beschriebenen 
Gefahren zu vermeiden. Vor diesem Hintergrund muss auch ein Zwangsmittel ange-
droht werden, das zum sofortigen Erfolg führt. Nur durch dieses Zwangsmittel kann 
wirksam verhindert werden, dass Glas in den  oben aufgeführten Bereich der Odent-
haler Str. und der St.- Engelbert- Str. des Ortsteils Voiswinkel gelangt und dort be-
nutzt wird. Die Anwendung des unmittelbaren Zwangs ist auch verhältnismäßig. 
Die Frist zur Erfüllung der Verpflichtungen braucht nach den Vorgaben des § 63 Abs. 
1 S. 2 VwVG NRW hier nicht bestimmt zu werden, da im Wege dieser Allgemeinver-
fügung eine Unterlassung (hier: Unterlassung des Mitführens und Benutzens von 
Glas etc.) erzwungen werden soll. 
 
 
Zu Ziffer 4:  
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der Grundlage des § 80 Abs. 2 
Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung- VwGO- in der zurzeit gültigen Fassung. Sie 
ist zum Schutze der Allgemeinheit notwendig, da nur so sichergestellt werden kann, 
dass die getroffene Anordnung unmittelbar vollziehbar ist. 
Das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung dieser Allgemeinverfügung 
ergibt sich aus der Notwendigkeit der Beseitigung der bestehenden Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit. Eine verwaltungsgerichtliche Entscheidung abzuwarten wäre 
zum einen aufgrund der Gefahren für so bedeutende Individual - Schutzgüter wie 
Gesundheit und Leben; zum anderen aber auch wegen der Gewährleistung freier 
Zugänge für Polizei, Rettungs- und Ordnungskräfte nicht möglich. Das Schutzinte-
resse dieser Schutzgüter überwiegt in diesem Fall gegenüber einem Interesse eines 
Betroffenen an der aufschiebenden Wirkung. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Die Klage kann schriftlich, zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungs- und Finanzgerichten im Lande Nordrhein- Westfalen (ERVVO VG/FG NRW) 
erhoben werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, so wird die Frist nur gewahrt, 
wenn die Klageschrift bis zum Ablauf der angegebenen Frist bei Gericht eingegan-
gen ist. Für den Fall, dass diese Frist durch das Verschulden eines Ihrer Bevollmäch-
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tigten versäumt werden sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet wer-
den. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Allgemeinverfügung wird hiermit gemäß § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Odenthal, den 01.12.2017 
Gemeinde Odenthal 
Der Bürgermeister 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
 
 
Robert Lennerts 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Diese Allgemeinverfügung  wurde am 01.12.2017 auf der Homepage der Gemeinde Odent-
hal veröffentlicht und ist seit dem 02.12.2017 in Kraft. 
 


